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Drucksache IV/1368 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr, Post- und Fernmelde wesen 

(23. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingehrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Abkommen vom 19. März 1962 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Australischen Bund über 
den Austausch von Postpaketen 

— Drucksache 1V71166 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schmidt (Braunschweig) 


Das vorliegende Abkommen über den Austausch 
von Postpaketen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Australischen Bund ist deshalb 
notwendig geworden, weil der Australische Bund 
nicht dem Postpaketabkommen des Weltpostver- 
eins beigetreten ist. Er wickelt seinen internationa- 
len Paketdienst vielmehr auf Grund besonderer 
zweiseitiger Abkommen ab. 

Im vorliegenden Abkommen verpflichten sich die 
Bundesrepublik Deutschland und der Australische 
Bund, den Austausch von Postpaketen in beiden 
Richtungen auf Grund der Bestimmungen des 
jeweils gültigen Postpaketabkommens des Welt- 
postvereins durchzuführen, soweit nicht das vor- 
liegende zweiseitige Abkommen Abweichungen 
Vorsicht. 

Das Poslpaketabkommen des Weltpostvereins ist 
mit dem Gesetz zu den in Ottawa im Oktober 1957 
Unterzeichneten Verträgen bereits vom Bundestag 
angenommen worden. Die Abweichungen sind 
geringfügig; die wichtigste ist, daß für Verlust, 


Beraubung oder Beschädigung gewöhnlicher Pakete 
keine Entschädiung gezahlt wird. Der Australische 
Bund war zu dieser Regelung auf Grund seiner 
innerstaatlichen Gesetzgebung gezwungen. 

Die deutschen Gebührenanteile sowie die See- 
gebührenanteile entsprechen vollständig, die vom 
Australischen Bund verlangten Anteile im großen 
und ganzen den im Postpaketabkommen von 
Ottawa festgesetzten Grundgebühren. 

Der Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 19. März 1962 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Australischen Bund über den 
Austausch von Postpaketen — Drucksache IV/ 1 166 — 

! wurde in der 72. Sitzung des Deutschen Bundestages 
I vom 24. April 1963 an den Ausschuß für Verkehr, 
Post- und Fernmeldewesen überwiesen. Der Aus- 
schuß hat den Entwurf in seiner 35. Sitzung vom 
20, Juni 1963 beraten und einstimmig beschlossen, 
dem Bundestag die unveränderte Annahme zu emp- 
! fehlen. 


Bonn, den 20. Juni 1963 


Schmidt (Braunschweig) 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/1166 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 20. Juni 1963 


Der Ausschuß für Verkehr, 

Post- und Fernmeldewesen 

Müller-Hermann Schmidt (Braunschweig) 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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